
276 Neue Justiz 7/83

vom Kreisgericht festgestellt werden. Das folgt aus § 413 
Abs. 3, 1. Halbsatz ZGB und § 31 Satz 2 NG. Diese verfahrens­
rechtlichen Besonderheiten führen bei Entscheidungen über 
die Beschwerde zu folgenden Konsequenzen: Hatte das Staat­
liche Notariat einen Antrag auf Erteilung eines Erbscheins 
zurückgewiesen und kommt das Kreisgericht im Beschwerde­
verfahren zu der Auffassung, daß der Erbschein in der be­
antragten Form zu erteilen ist, so hat es den Beschluß des 
Staatlichen Notariats aufzuheben und die Sache zur erneuten 
Entscheidung an das Staatliche Notariat zurückzugeben. 
Dieses hat dann den Erbschein zu erteilen.

Entspricht die in einem Erbschein ausgewiesene Erb­
folge nicht der tatsächlichen Rechtslage, so hat das Kreisge­
richt in seiner Entscheidung über die Beschwerde die Un­
richtigkeit dieses Erbscheins festzustellen. Daraufhin muß 
das Staatliche Notariat den unrichtigen Erbschein für un­
wirksam erklären, sämtliche Ausfertigungen des Erbscheins 
einziehen und ggf. die Unwirksamkeit des Erbscheins öffent­
lich bekanntmachen.

Zur Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens 
eines Erbrechts

Aus den obigen Darlegungen ergibt sich, daß in einem Be­
schwerdeverfahren gemäß §§ 16 f. NG, § 59 GVG kein Streit 
über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Erbrechts ent­
schieden wird. Das kann nur auf Grund einer Feststellungs­
klage nach § 10 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO geschehen. Die örtliche 
Zuständigkeit für die Verhandlung und Entscheidung über 
eine solche Feststellungsklage richtet sich ausschließlich nach 
§ 23 ZPO. Die Klage auf Feststellung eines Erbrechts ist ge­
gen diejenigen zu richten, die die Behauptung bestreiten, 
daß der Kläger Erbe geworden sei, oder die dem Kläger nur 
einen kleineren als den von ihm beanspruchten Erbteil zu­
gestehen wollen.

Die Klage auf Nichtbestehen eines Erbrechts ist gegen die­
jenigen zu richten, die behaupten, der Kläger sei entgegen 
der von ihm vertretenen Auffassung Erbe geworden bzw. sein 
Erbanteil sei größer als von ihm zugestanden wird. Dabei 
ist zu beachten, daß ein Urteil über das Bestehen oder Nicht­
bestehen eines Erbrechts gemäß § 83 Abs. 2 Satz 1 ZPO zwar 
für die Prozeßparteien, nicht aber allgemein verbindlich ist. 
Deshalb ist es zweckmäßig, die Feststellungsklage gegen alle 
Bürger und Betriebe zu richten, die das vom Kläger be­
hauptete Erbrecht bestreiten bzw. entgegen der Auffassung 
des Klägers die Auffassung vertreten, diesem stünde ein Erb­
recht bzw. ein größerer Erbanteil zu.

Die Erhebung einer Feststellungsklage gegen das Staat­
liche Notariat ist nicht zulässig, wohl aber kann eine solche 
Klage gegen die durch einen Nachlaßpfleger, Nachlaßver­
walter oder Testamentsvollstrecker vertretenen vermeintli­
chen unbekannten Erben erhoben werden.

Das Staatliche Notariat ist gemäß § 29 Abs. 4 Satz 2 NG 
im Erbscheinverfahren an das Urteil gebunden, in dem über 
das Bestehen oder Nichtbestehen eines Erbrechts entschieden 
worden ist.

Ob ein Bürger oder Betrieb Erbe geworden und wie groß 
sein Erbanteil ist, unterliegt nicht der Disposition der Be­
teiligten. Deshalb wäre der Abschluß einer gerichtlichen Eini­
gung (§§ 46 f. ZPO) über das Bestehen bzw. Nichtbestehen 
eines Erbrechts oder über die Größe der Erbanteile mit den 
Grundsätzen des sozialistischen Rechts nicht vereinbar. Da 
das Staatliche Notariat nach § 29 Abs. 4 Satz 2 NG nur an 
gerichtliche E n t s c h e i d u n g e n  gebunden ist und eine 
lediglich durch Aufnahme in das Protokoll bestätigte gericht­
liche Einigung keine Entscheidung des Gerichts darstellt1 11, 
wäre eine solche Vereinbarung für das Staatliche Notariat im 
Erbscheinverfahren ohnehin nicht verbindlich. Ebensowenig 
ist eine außergerichtliche Vereinbarung, in der sich die Mit­
erben und sonstigen Beteiligten über die Höhe der Erbteile 
geeinigt haben, für das Staatliche Notariat bindend. Sie kann 
allenfalls für die Nachlaßverteilung von Bedeutung sein.

Ist neben dem Rechtsstreit auf Bestehen oder Nichtbeste­
hen des Erbrechts ein Verfahren auf Erteilung eines Erb­
scheins anhängig, so ist dieses zunächst auszusetzen (§ 29 
Abs. 4 Satz 1 NG).

Das Verfahren über die Entscheidung eines auf die Fest­
stellung des Bestehens oder Nichtbestehens gerichteten 
Rechtsstreits hat auch den Vorrang vor einem sich an das 
Erbscheinverfahren anschließenden gerichtlichen Beschwerde­
verfahren. Ist neben dem Feststellungsverfahren — dem 
Rechtsstreit — noch eine Beschwerde gegen die Erteilung des 
Erbscheins oder die Zurückweisung des Antrags auf Erteilung 
eines Erbscheins anhängig, dann ist das Beschwerdeverfahren 
gemäß § 71 Abs. 2 Ziff. 1 ZPO durch Beschluß des Gerichts 
zu unterbrechen.

Falls die Voraussetzungen dafür bestehen, kann einer Pro­
zeßpartei auf einen diesbezüglichen Antrag hin durch eine 
einstweilige Anordnung gemäß § 16 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO unter­
sagt werden, während der Dauer des Rechtsstreits über den 
Nachlaß zu verfügen.

Existiert bereits eine frühere Beschwerdeentscheidung des 
Kreisgerichts, so wird diese gegenstandslos, wenn durch 
rechtskräftiges Urteil über das Erbrecht anders entschieden 
wurde. Auch wenn eine anderslautende Beschwerdeentschei­
dung vorliegt, ist das Staatliche Notariat an ein späteres Fest­
stellungsurteil gebunden und hat entweder auf einen neuen 
Antrag hin einen dem Urteil entsprechenden Erbschein zu 
erteilen oder die Unrichtigkeit eines mit dem Urteil nicht 
übereinstimmenden Erbscheins festzustellen und diesen für 
unwirksam zu erklären.

Das Oberste Gericht hat in einer Kassationsentscheidung 
dargelegt, daß ein gemäß § 59 GVG ergangener Beschluß des 
Kreisgerichts, durch den über die Richtigkeit einer vom 
Staatlichen Notariat in einem Erbscheinverfahren erlassenen 
Entscheidung befunden wurde, keine gerichtliche Entschei­
dung über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Erbrechts 
darstellt, sondern auf Grund des Vorbringens des Be­
schwerdeführers lediglich darüber entschieden wurde, ob ein 
Erbschein zu erteilen oder ein bereits erteilter Erbschein un­
richtig ist. Da — wie bereits dargelegt wurde — es sich bei 
einem Beschwerdeverfahren nach §§ 16 f. NG, § 59 GVG nicht 
um einen Rechtsstreit über das Bestehen bzw. Nichtbestehen 
eines Erbrechts handelt, sondern in diesem Verfahren nur ge­
prüft wird, ob ein Erbschein zu erteilen oder dessen Un­
richtigkeit festzustellen ist, kann in einem Urteil auf eine 
vom Ergebnis des Beschwerdeverfahrens abweichende Erb­
folge erkannt werden.12

Der Gebührenwert für Streitigkeiten über das Bestehen 
oder Nichtbestehen des Erbrechts ist nach § 172 Abs. 1 Ziff. 5 
ZPO zu bemessen. Dabei ist zu beachten, daß für die Höhe des 
Gebührenwerts eines solchen Feststellungsverfahrens nicht 
der Wert des Nachlasses maßgeblich ist, sondern das Inter­
esse des Klägers an der Feststellung des Erbrechtsverhältnis­
ses. Dieses Interesse ist in entsprechender Anwendung des 
§ 52 Abs. 2 ZPO unter Würdigung aller Umstände zu schätzen 
und kann geringer sein als der Wert des vom Klageantrag 
erfaßten Nachlasses.13
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Textausgabe, Berlin 1982, S. 25, abgedruckt ist; sowie J. Knödel/
R. Krone, „Grundsatzbestimmungen und Verfahrensregelungen für 
das Staatliche Notariat“, NJ 1976, Heft 6, S. 165 ff.

2 Vgl. §§ 36 Abs. 2 Satz 2, 38 Abs. 3 Satz 2, 40 Abs. 4, 43 Abs. 5 NG 
sowie §§ 4 Abs. 2, 7 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 der АО über 
die Ersetzung zerstörter oder abhanden gekommener gerichtlicher 
und notarieller Urkunden vom 16. November 1956 (GBl. I Nr. 105
S. 1299).

3 Zur Vertretung durch Rechtsanwälte vor den Staatlichen Notaria­
ten und vor den Gerichten vgl. § 3 Abs. 1 Buchst, d und c des 
Gesetzes über die Kollegien der Rechtsanwälte der DDR vom 
17. Dezember 1980 (GBl. I 1981 Nr. 1 S. 1).

4 Vgl. dazu auch § 21 des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft der 
DDR vom 7. April 1977 (GBl. I Nr. 10 S. 93).

5 Vgl. dazu BG Karl-Marx-Stadt, Urteil vom 28. Mai 1982 — BZK 
8/82 - (NJ 1982, Heft 12, S. 564).

6 Vgl. dazu Kreisgericht Altenburg, Beschluß vom 15. Juli 1981 — 1301 
R 146/81 - 50-1-81 - (NJ 1982, Heft 9, S. 428) mit Anmerkung von 
G. Janke.

7 Vgl. Zivilprozeßrecht, Lehrbuch, Berlin 1980, S. 409.
8 Vgl. BG Frankfurt (Oder), Urteil vom 29. März 1976 - BCK 6/76 - 

(NJ 1976, Heft 19, S. 597).
9 Vgl. BG Karl-Marx-Stadt, a. a. O.

10 Zur Bedeutung des Erbscheins und zum Erbscheinverfahren vgl. 
Zivilrecht, Lehrbuch, Teil 2, Berlin 1981, S. 274 ff.

11 Vgl. G. Janke, „Anfechtung gerichtlicher Einigungen nach § 70 
ZGB“, NJ 1981, Heft 6, S. 270 ff. (S. 271).

12 Vgl. OG, Urteil vom 10. November 1981 - 2 OZK 32/81.
13 Vgl. OG, Urteil vom 24. Oktober 1978 - 2 OZK 32/78 - (NJ 1979, 

Heft 5, S. 233).


